
Bundessozialgericht

lm Namen des Volkes

2 RU ”9/83
— .Urteil

Verkündet am
22. November 198” ‘ in dern Rechtsstreü

........'..ICICICIIDICI...!.l.‘ ..... . nnnnnnn ,

Klägerin und Revisionsbeklagte,

ProzeßbeV011mächtige: .. ............
.....i..‚

g e g e n

"' """" couoloocooooono-ue nnnnnnnnnnn one.,

Beklagte und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter:
......UOUCÜOUIOOOOOO’L

beigeladen:
_'°"_' """ op....IQDOIO-n_pnunpnpnootlp_!oqop)o

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 22. November 198H

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Hessischen

Landessozialgerichts vom 6. Juli 1983 wird zurückgewiesen.
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Kosten sind nicht zu erstatten.

G r ü n d e

Die Klägerin gewährt dem Beigeladenen Rente wegen eines Zustandes

nach Hepatitis mit noch erhöhten Leberüerten, und zwar vöm

28. August 1979 bis 31. Dezember 1982 nach einer Minderung der "

Erwerbsfähigkeit (MdB) von HO VB und ab 1. Januar 1983 nach ei- '

ner MdEvon 30 vH als vorläufige Leistung gemäß5 1735 Reichs-
versicherungsordnung -RVO- (Bescheid vdm 25. Oktober 1979 und

gerichtlichér Vergleich vom 18. Januar 1983 vor dem Sözialge—

richt Frankfurt am Hain -sc- - s 8 U 60/80 _). Die Beklagte hat

es abgelehnt, ihre Zuständigkeit für die Entschädigung des Bei-

geladenen anzuerkennen und der Klägerin die von ihr dem Beige-

ladenén erbrachten Leistungen zu erstatten.

Der Beigeladene gehörte zu einem Kreis von etwa 190 Personen, die

in regelmäßigen Abständen bereit waren, sich bei der Firma B.

GmbH in F. }w “
(?irma

B.) Blut zum

Zwecke der Plasmapherese abnehmen Zu lassen. Bei der Plasmaphei

reée wird aus dem entnommenen Blut durch Zentrifugieren das

Blutplasma gewonnen, während die übrigen Blutbestandteile mit

Kochsalzlösung verdünnt dem Spender wieder zugeführt werden (Re—

transfusion). Nach eigenen Angaben hat der Beigeladene in den ;
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ersten beiden Jahren etwa acht Hal monatlich, seit 1977 etwa

sechs Mal monatlich Je 1000 ml Blut für die Plasmapherese ge-

spendet. Jede Spende wurde ihm mit 35,00 DMhonoriert. Im Herbst

1977 erkrankten etwa 70 Personen, unter ihnen auch der Beigela—

dene, die sich der Firma B. als Blutspender für die Plasmapherese

zur Verfügung gestellt hatten, an einer Hepatitis (Non-A-Non—B).

Die Klägerin gelangte nach umfangreicher medizinischer Aufklärung

zu demErgebnis, daß sich der Beigeladene die Krankheit durch

eine Virus-Infektion bei einem PlaSmäpherese—Verfahrender Firma?

B. im Herbst 1977 zugezogen hat, wahrscheinlich während der

Rückführungder Blütbestandteile (Reinanefuéién);

Aufgrund der von der Klägerin beim SG erhobenen Klage hat das SG

antragsgemäß festgestellt, daß die Beklagte zuständig ist zur ‘

Anerkennung und Entschädigung der vom Beigeladenen im Herbst 1977

erlittenen Hepatitis (Urteil vom 23. September 1980). Die
Be-J'V

rufung der Beklagten hat das Hessische Landessozialgericht (LSG)

in der Sache zurückgewiesen-(Urteil Vom 6. Juli 1983). zur Be-'"“

gründung hat es im üesehtlichen ausgeführt: Die Klage sei be-'

gründet, weil nicht die Klägerin, sondern die Beklagte der zu-

ständige Versicherungsträger_für den Unfall des Beigeladenen im

Herbst 1977 in Form einer weniger als eine Arbeitsschicht an; '

dauernden Infektion mit Hepatitis-Viren auf dem Gemeindegebiet.

der Stadt F. ‘ in. “J“ ‘ sei. Der Beigeladene habe einen Ar-

beitsunfall iS des 5 5H8Abs 1 iVm 5 539 Abs 1'Nr 10 Rvo erlit-

ten, da nicht nur der Vorgang der Plasmapherese an sich, sondern

eine zusätzliche Komplikation in Form einer Virusinfektion bei

der Rückführung der Blutbestandteile die Ursache für die später
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aufgetretene Hepatitis gesetit habe. Der Plasmapherese-Spender

sei mit demBlutspender iS des 5 539 Abs 1 Nr 10 RVGgleichzu2en.

Da das im Plasmapherese—Verfahren gewonnene Plasma ebenso wie

gespendetes Vollblut ausschließlich im öffentlichen Interesse zu

Heilzwecken und zur Katastrophenverscrgung verwendet werde, gebe

es keinen triftigen Grund, den Plasmapherese-Spender von dem '

gesetzlichen Unfallversicherungsschutä auszuschließen. Daran än-

dere nichts, daß die Firma Bl Jeden Plasmapherese;3pender für die

einzelne Spende 35,00 DMzahle. Der Begriff des Blutspenders in

5 539 Abs 1 Nr 10 nv0 Ziele nicht aur'eine bestimmte Motivation

des Spenders ab, sondern auf die objektive Rohätoffgewinnung

menschlichen Blutes für dritte Personen. Das sei wegen des mit-

telbaren oder unmittelbaren Heilzwecks von allgemeinen öffentli—

chen Interesse. Umdie Blutspender vor dem mit der Blutspende

zusammehhängenden Unfallrisikc zu schützen, habe der Gesetzgeber

die Regelung des 5 539 Abs 1 Nr 10 nv0 eingeführt. Dabei handele

es sich, wie schon in $ 539 Abs 1 Nr 9 RVG um eine Regelung ohne

Zusammenhangmit der Arbeitsüelt. Es fehle jeder veésiéherüngae

organisatorisch ausgeformte'Risikoausgleich und eine Beitrags;—

iahluhg von Beteiligten. Die UnfallversicherungsleiStungen seien

den Ländern auferlegt, die ermächtigt seien, die Last auf éielmß

Gemeihdeunfallversicherungsverbände (GU?) und auf Städte mit ne-

nigstens 500.000 Einwohnern abzuwälzen (55 655 Abs 2 Nr 3;'656'

nv0). Der Gesetzgeberhabemit denTatbeétähdendes 5 539Abs 1
Nrn 9 und 10 EVOeinen Auf0pferungsanspruch anerkannt Und dense-

mäß unter Verzicht auf die Organisation eines eigentlichen Ver-

sicherungsträgers das politische Gemeinwesen zum Verpflichteten

' erklärt. Das habe zweierlei zur Folge. Zum einen sei es gleich-
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gültig, ob und wieviel ein Blutspender als
Entgel£

für seine

Blutspende erhalte. Denn durch die Zahlung eines Entgélts oder

Gewährung einer Aufwandsentschädigung werde der'vom'qegggzgebep

verfolgte Zweck nicht vereitelt. Zum zweiten Sei die von der'

Firma B. praktizierte Form der Blutgewinnun8 nicht 313 mittelba—

rer oder unmittelbarer Teil ihres Arzneimitteluntérnehmehe zu.

beurteilen. Die regelmäßige Blutepehde sei keine abhängige Tä-

£13kéit”i$ des9 539Abs1 Nr 1 BVG.SonderhselbständigeTätig—
keit aufgrund einer freiwilligen Entscheidung; Daher könne auch

keine Versicherung nach 5 539 Abs 2 EVOangenommenwerden. Abge-

se■én davon reiche nach demSf n und“£heég”■es { 539 Abs 1 gr 10
EVO allein der objektive Tatbestand des Biugspendgns füé dritte

Personen ans, um jedem VerSicherungsschutz aus 5 539 555 2 nvo
eine

so
untergeordnete Bedeutung zuzumesséh. daß er"alg rechtlich

unerheblich nicht zu berücksichtigen Seil Die zusiänéigkeit der

Beklagten sei auch nicht durch 5 655 Abs 3 nv0 ausgeschlossen‚"

denn der Beigeladene sei nicht Unternehmer oder Beschäftigter des

Blutspendedienstes der Firma B. gewesen.-

Das LSG hat die Revision zugelassen.\

Die Beklagte hat dieses Rechtsmittel eingelegt und im wesent-

lichen wie folgt begründet: Zum Verfahren hätte die Firma B. ge—

mäß 5 75 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) notwendig beigeladen

werden müssen. Die Firma B. werde durch die Entschgidung in die-

sem Rechtsstreit in ihren Rechten insofern tangiept‚ 313 sie

- die Beklagte - im Falle ihrer Zuständigkeit die Firma B, gemäß

5 15h2 Abs 1 RVG(jetzt 5 116 Abs 1 SGB3) wegen der demBeige_
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ladenen gewährten Leistungen in Regreß nehmen könnte. Der Beige—

ladene habe sich die Hepatitis nicht bei einer nach 5 539 Abs 1

Nr 10 RVO versicherten Tätigkeit als Blutspender zugezogen. Diese

Vorschrift schätze nur solche Personen, die aus mehr oder weniger

idealen, nicht erwerbsmäßigen Gründen Blut in Unternehmen spen-lm

den, die gemeinnützig sind oder sonst den Anliegen und Interessen

der Allgemeinheit ausschließlich dienen, wie zB das Deutsche Rote

Kreuz. Die Firma B. sei demgegenüberrein brivatüirtäehäftlich‘*

organisiert und betreibe einen Gewerbebetrieb zur Herstellung von

Arzneimitteln. Hier ergebe sich der Versicherungsschutz für den?

neigelaaeneh'aus& 539Abs5 Nr 1 iVmAbs2 Eva,so daßdie kläé

gerin der für die Entschädigung zuständige Versicherunssträser

sei. Gegen einen Versicherungsschutz nach 5 539 Abs 1 Nr 10 RVG
spreche auch, daß bei der Plasmapherese nur ein unwesentlicher

Teil des Blutes, nämlich das Plasma, entnommenund die Blut—

flüssigkeit mit einer KochSalzlösung verset2t demKörper des “

Spenders wieder zugeführt werde. Es werde also nichts gespendet

und auf die Dauer demKörper des Spenders entzogen. Zudemsei zu
berücksichtigen, daß die Schädigung des Beigeladenen nicht 551‘”

der Entnahmedes Blutes, sondern erst bei der Zurückführung ein-

getreten sei. Uhfallversicherungsrechtlieh könne hier nicht ton

einem einheitlichen Vorgang gesprochen werden. Der Beigelädehe

habe sich die Hepatitis demnach nicht bei der Blutspende zuge—
zogen. Wie sie erst nach Ablauf der RevisionSbeäfündunéäftiSt aus

Urkunden erfahren habe, die einen anderen bei der Firmä 3. als

Spender von Blut für das Plasmapherese-Verfahren an Hepatitis

Erkrankten betreffen, habe die von der Firma B. gewährte Vergü-

tung für Jede einzelne Spende nicht 35,00 DM, sondern 210,00 DM
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betragen. Bei einem solchen hoben Entgelt könne nicht mehr von

einer aus ideellen Gründen veranlaßten freiwilligen Spende ge-

sprochen werden. Vielmehr habe der private Gelderwerb im Vorder-

grund gestanden.

Die Beklagte beantragt.

'"' unter Aufhebung bzw entsprechender Abänderung'

des angefochtenen Urteils nach den Anträgen €

in der Vorinstanz, insbesondere im Ergebnis

an? Klageabweisung im vollen Umfang."

hilfsweisen ' ., _

auf Zurückverweisung an die Vorinstanz zu

erkennen.

Die Klägerin beantragt,

die Re?iäion zürückzuweisen.

Sie trägt üor} daß der Gesetzgeber das Blutspenden als im öf-

fentlichen Interesse liegend ansehe und déshalb diese Tätigkeit

in die gesetzliche UnfallverSicherung einbezogen habe. Deshalb

sei es unerheblich, ob die Spende zur unmittelbaren Blutübertra—

gung auf einen Empfänger oder für eine Blutbank oder Zum Zwecke

medizinischer Versuche oder Forschung erfolge. Auch sei es uner-

heblich, daß das Blut für kommerzielle Zäécke eines privatrecht-

lichen Unternehmens gespendet üerde und der Spender dafür eine

Belohnung von nicht unerheblichem Wert erhalte. Der Blutspender

übe auch keine Beschäftigung 13 des 5 539 Abs 1 Nr 1 RVGaus,

denn es fehle an einer auch nur vorübergehenden persönlichen Ab—
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hängigkeit, die sich auf das Herstellen von Blut beziehen müßte.

Die Ausführungen der Beklagten, bei der Plasmapherese werde dem

Körper des Spenders nichts entzogen, weil er alles, was er ge-

spendet habe, wieder zurückerhalte, beruhe aüf einer unzutref4

fenden Vorstellung von den biologischen Vorgängen. Dem Blut des

Spenders nerde das Plasma entzogen und nur der verbleibende Rest,

die Blutkörperchen, würden mit einer Kochsalzlösung versetzt dem

Spender retransfundiert. Der Körper des Spenders müsse erstl '

wieder das Plasma neu bilden, was allerdings Schneller nor sich

gehe, wie wenn dem Körper Vollbiut entnommen werden sei. ln‘

rechtlicher Beziehung sei das
spenden von Blut zur Gewinnungdes

Plasmas unter Retransfusion der zelligen Bestandteile der Spende

dem Spenden von Vollblut gleichzuachten. In beiden Fällen handele

es sich umeine Blutspende13 des 5 539Abs 1 Nr 10 RVG.Der um-

stand, daß bei demBeigeladenen die Hepatitisihfektidn bei der

Retransfusion ent3tanden sei, stehe dem nicht entgegen, weil auch

dies noch den Unfallbegriff erfülle. Bei der Plasmapherese sei

das Blutspenden erst nach der Versorgung des Spenders im Anschluß

an die Retransfusion der nicht verwendeten Blutteile beendet. Das

Vorbringen der Beklagten hinsichtlich der Höhe der Vergütung ei-

nes anderen Blutspenders sei verspätet. Ein Restitutiohsgrund “

liege nicht vor. Die Urkunden, die sich auf einen anderen Blut-

spender bezögen‚ seien in diesem Verfahren unerheblich...

Der Beigeladene ist im Revisionsverfahren nicht vertreten und hat

sich nicht geäußert.
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II

Die Revision der Beklagten ist nicht begründet.

Entgegen der Ansicht der Beklagten mußte die Firma B. zum Ver-

fahren nicht beigeladen werden. Nach 5 75 Abs 2 erste Alternative

SGBsind Dritte beizuladen, wenn sie an demRechtsstreit derart

beteiligt sind, daß die Entscheidung auch ihnen gegenüber nur '

einheitlich ergehen kann. Erforderlich ist dazu die Identität des

Streitgegenstandes im Verhältnis beider Parteien zu demDritten.

Es genügt weder. daß die
Entscheidung logisch notwendig einheit-

lich ergehen muß, noch daß die tatsächlichen Verhältnisse eine'

einheitliche Entscheidung erfordern (BSG Urteil vom 15; August

1979 - 2 RU53/77 —; BSGBeschluß vom 30. November1982 -'2 BU

73/82 -; Meyer;Ladeuig,'soc‚ 2. Aufl, 5 75'Anm 10). Im voriiel'

genden Fall fehlt es an der Identität des Streitgegenstandes. Die
Klägerin, die nach 5 1735 RVG

(iÜmH5
“3 SGB I} dem Beigeladenen

vorläufige Leistungen gewährt. begehrt die Feststellung, daB die

Beklagte der —endgültig - zur LeiStung verpflichtete Träger der

Unfallversicherung ist (5 55 Abs 1 Nr 2 sec, 5 102 SGBx). Eine

diesem Begehren entsprechende Entscheidung, wie sie das SGge—ur

treffen hat, entfaltet jedech"höc■ keine unmittelbare üirkung'

gegenüber der Firma B. bezüglich eines etwa gemäß 5 116 SGB x auf

die Beklagte übergegangenen Anspruchs auf Ersatz eines Schadens.

\

Der Beigeladene hat bei der Blutspende in den Räumender Firma B.

im Herbst 1977 einen Arbeitsunfall erlitten. Die Beklagte ist der

für die Entschädigung zuständige Unfallversicherungsträger.
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‚10.

Nach @ 5H8 Abs 1 RVG ist Arbeitsunfall ein Unfall, den ein Ver-

sicherter bei einer der in den 55 539, BRD und 5ü3 bis 5H5 EVO

genannten Tätigkeiten erleidet.

Bei der Blutspende in den Räumen der Firma B. im Herbst 1977 hat

der Beigeladene unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversi-

cherüng gestanden. Denn nach 5 539 Abs 1 Nr 10 RVGsind Blut-“

spenden und Spender körpereigener Gewebe gegen Arbeitsuhfäll

versichert. Zu den Blutspendern gehören nicht nur Personen; die

sich Blut zur unmittelbaren direkten Übertragung auf andere Per-

sonen abnehmenlassen; sondern auch jene; deren gespendetes Blut

erst später, eventuell nach Aufbereitung, für klinische Zwecke

verwendet wird (vgl Vollmar BG 1969, 267, 268; Braékmann, Hand-

buch der Sozialversicherung‚ 9. Aufl S ü7äe; Gitter in SGB-

Sozialversicherung-Gesamtkommentar, 5.539 Ann 34). DemUnfall;

versicherungsschutz wurden Blutspender erstmalig durch 5 537 Nr 5

Buchst a RVG idF des Sechsten Gesetzes über Änderungen in derl

Unfallversicherung -6. ÄndGes—Vom9. März 19M2(BGBl I 107)

unterstellt. Danach waren Personen gegen Arbeitsunfäll Versi-i

chert‚ die ohne besondere rechtliche Verpflichtung einen anderen

aus gegenwärtiger Lebensgefahr retten oder zu retten unternehmen,

bei sonstigen Unglücksfällén oder gemeiner Gefahr oder Not Hilfe

leisten, oder unentgeltlich oder als Inhaber des amtlichen Blut-

spenderausweises Blut spenden. Nach dem Aufbau dieser verschrift

war die Blutspendung als Sönderfall des Unternehmens einer Le—4

bensrettung anzusehen (Bescheid des Reichsversicherungsamts vom

20. April 19H3 — EuM SG, 250). Durch die Erste Verordnung zur

Durchführung und Ergänzung des 6. ÄndGes vom 20. August 1942
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(BGBl I 532) wurde der Versicherungsschutz für Blutspender er-

weitert. Unentgeltlichkeit oder Be$itz des antlichen Blutspen-

derausweises war nicht mehr Üoraussetzung für den Versicherungs—

schutz. Versichert waren numméhr alle Personen, die “zu Blut-.

spenden herangezogen werden". Grund dieser Änderung war, auch}

diejenigen Per80nen gegen Arbeitsunfäll zu versichern, die vor

allem bei Katastrophen, ohne im Besitz des amtlichen Blutepeh—

derausweises zu sein, Blut spenden und dafür eine Vergütung er-

halten, wie sie für die amtlichen Blutspender vorgesehen war.

Ferner sollten auch diejenigen Personen berücksichtigt werden,
die an

Kinderlähnung erkran■t
gewesen waren und gegen eine fest-

gesetzte Vergütung Blut zur Gewinnungdes dringend benötigten

Rekonvaleszentenserums spenden (vgl Kilian in Beilage zu AN 19“?

Nr 26; Gitter aaoj;

Zu den Blutepehdern gehörten demnach schon damals auch Personen,

deren Blut erst nach Aufbereitung verwendet werden sollte; In

diesem Sinne iSt auch heute der Begriff des Blutspenders in 5 539

Abs 1 Nr 10 RV0 zu verstehen. Für die Qualifikation des Beige-m."

ladehen als Blutspender ist daher nicht erheblich, daß die Firma

B. aus dem vomEeigeladenen ahgenommenenBlut im Wegeder Plas-

maphéregg lediglich das Blütpläsmä gewann, die zelligen Bestand-

teile des Blutes mit einer Kochsälziösüng verdünnt dagegen dem

Beigeladeneh wieder zuführte. Dabei sieht der Senat die Abnahme

des Blutes durch die Firma B. und die Retransfusion der ie11igen

Blutbestandteile als einen einheitlichen Vorgang an. Die Auffas—

sung der Beklagten, daß mit dem Blutplasma dem Spender nur ein

unwesentlicher Anteil seines Blutes entz03en werde, so daß von
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ihm eigentlich nichts gespendet werde, ist zudem unzutreffend.

Das Blutplasma macht 55 1 des Gesamtblutes des Menschenaus (vgl

Pschyrembel‚ KlinischeS Wörterbuch, 25a. Aufl, Stichwort: Blut).

Aus demBlutplasma werden, wie das LSGfestgestellt hat, prophy—

laktische und therapeutische Arzneimittel hergestellt. Nach
den

unwidersprochen gebliebenen Vortrag der Klägerin in der Klage;

schrift vom 2“. Januar 1979 (Blatt 5) findet das Plaäma haupt-

sächlich Anwendung bei Infusionen für Schwerstverletzte, wie zB

Schwerverbrannte, Anwendung. Die AnSicht der Beklagten, daß die

Blutspende zu gewerblichen Zwecken, wie das hier der Fall war,

nicht unter 5 539Abä"1'Nr'1o RV0'fa1ié,'£eiié der séhät nicht.

Der Gesetzeswortlaüt enthält keine entsprechende Einschränkung.

Die dargelegte Entstehungsgeschichte dieser Vorschrift zeigt-J

vielmehr, daß seit der Erweiterung des Versicherungsschutzes für

Blutspender
durch die Erste Verordnung zur Durchführung und Er-

gänzung des 6. ÄndGes (aaO), die wie das 6. ÄndGes am 1. Ja-

nuar 1942 in Kraft trat, auch die Aufbereitung des Spenderblutes

durch gewerbliche Unternehmenzu einen Heilserum den Versicheé'

rungsschutz nach 5 537 Nr 5 Buchst a RVGaF und 5 539 Abs 1 Nr 10

EVO nicht in Frage stellen kann. Darin dokumentiert sich das be-

sondere öffentliche Interesse an Blutspenden (vgl BT-Drucks "-

1v1120 s 51; Linthe BG 1963 Sonderheft‘“Das“Unfallversicherungsé

Neuregelungsgesetz vom 30. April 1963"; Linthe BABl 1963, 3ü3,

3HH; für die Géwebespender Ecker SGD 1972, 81, 82), so daß aueh

Sinn und Zweck des 5 539 Abs 1 Nr 10 RV0gegen die'i■sibht dér'

Revision sprecheni Unabhängig davon, ob ein gewerbliches oder ein

nicht gewerbliches Unternehmen gespendetes Blut entgegennimmt, um

daraus nach Aufbereitung oder nur
aus Teilen des Blutes Heilmit-
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tel für andere Menschen herzustellen, verdient der Blutspender

gleichermaßen, im Falle eines damit zusammenhängenden Unfalls

geschützt zu werden.

Ob der Versicherungsschutz für Blutspender außer gemäß 5 539

Abs 1 Nr 10 RVG auch oder gar vorrangig aufgrund anderer ver-

schriften in Betracht können kann (vgl Völlmar Soners 1961, 20),

bedarf nach Lage des Falles keiner abschließenden Entscheidung..

Zwar kann ein Hilfeleistender iS des 5 539 Abs 1 Nr 9 Buchst c
RVÖzugleich wie ein in einem Beschäftigun33verhältnis stehender

Versicherter iS des 5 539 Äbs 2 iVm Äbs f'Nr 1 EVOtätig ee1n'"

(BSGSozR Nr M zu 5 1739 RVG). Es ist aber kaumdenkbar; daß ein

Blutspender 13 des 5 539 Abs 1 Nr 10 RVbzugleicn‘ais'ßescnär-

tigter oder wie ein Beschäftigter tätig'igt; nenkbap„äre allen;

falls, daß ein Beschäftigter bei einem Unglücksfall im Besehäf_

tigungsünternehmen durch direkte Blütübértpegung auf einen ver-

Unglückten anderen Bechäfti3ten des Unternehmens Hilfe leistet.

Aber auch in diesem Fall bédürfte es noch einer weitergehenden

Prüfung} ob rechtlich diese Hilfe im inneren Zusammenhangmit der

Beschäftigung oder nur gelegentlich der Beschäftigung als Blut-”

Spender13 des 5 539Abs 1 Nr 10 BVDgeleistet wird; Ebensöist
trötz der dürch die Entstehung des'Versicherungssehutzes:für'"

Blutspender bestehenden Verbindung mit demVeh31chéru■gßßchüt2

für Lébensretter und scnStige Hilfeleistende bei Blutspendungen

die Tätigkeit des Blutspenders in der Rege1“nient‘aüf"die Unter-

stützung des die Spende entgegennehmendé■ Unternehmens gerichtet,

sondern Ausdruck der Opferbereitschaft für die Allgemeinheit.

Dabei verkennt der Senat nicht, daß wegen der Möglichkeit, bei
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der Blutspende für das Plasmapherese-Verfahren Jede Woche Blut zu

spenden, auch das dafür gewährte Honorar - hier 35,00 DMJe.

Spende —einen Anreii für den Spender darstellen kann. Has die

Beklagte zur Höhe des Honorars im Revisionsverfahren vorgetragen

hat, kann als neues tatsächliches verbringen nicht berücksichtigt

werden. Mit demVorbringen wird auch kein Restitutionsgrund iS '

des 5 179 Abs 1 sec iVm 5 580 ■r 7 Buéhst b Zivilprozeßordnung
(ZPO) geltend ge■echt, der ausnahmsweise die Berücksichtigung

neuen tatsächlichen VorbringensuzuläSSig machenwürde. Die von

der Beklagten mit Schriftsatz 90m20. Dezember1983 vorgelegten
Urkunden betreffen nicht den

Beigeladenen; sondern-einen anderen

Blutspender für das Plasmapherese-Verfahren, der gleichfalls im

Herbst 1917an Hepatitis erkrankt ist. "" "" ' ”“'” ""

Ob
ein Versicherungsschutz des Beigeladenen nach 5 539 Abs 1 Nr 1

EVO- auch iVm 5 539 Abs 2 BVD- außerdemdeshalb ausgeschlossen

ist, weil die Verpflichtung zur Blutspende im Rahmeneines ab-

hängigen Beschäftigungsverhältnisses sittenuidrig nach 5 138 BGB

sein würde, wie das LSG angenommen hat, braucht nicht weiter er-

örtert zu
werden.-'

Da der Beigeladene die Hepatitis—Infektion
- was nicht sweifel-

haft ist — sich innerhalb einer "Arbeitsschicht" zugezogen hat,

ist die Infektion als Unfall und da sie im ursächlichen Zusam;

menhang mit der versicherten Tätigkeit als Blutspender iS des

5 539 Abs 1 Nr 10 nvo steht, als Arbeitsunfall anzusehen.

Für die Entschädigung der daraus erwachsenen Folgen ist die Be-
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klagte der zuständige Träger der Unfallver3icherung (S 655 Abs 2

Nr 3 BVGiVm 5 656 RÜOsowie $ 1 Nr'3 und 5 2 der Hessischen ' '

Verordnung über die Bestimmüng des Hessischen Gemeinde-Unfall-

versicherungsverbandes und der Stadt F. .\ ) "; '! “zu Trägern

der Unfallversicherung für nach 5 539 Abs 1 Nrn 8 bis 10 der Evo

versicherten Personen vom 25. Mai 1966
- GVBl I, 133). Zwar gilt

5 655 Abs 2 Nr 3 nvo'nub'subsidiär für den Fall, daß das Unter-

nehmen} in demsich der Unfall eréignet hat, nicht Bestandteil

eines anderen der Unfallversicherung untérliegehden Unternehmens

ist (5 655 Abs 3 EVO). Da der Beigeladene als Blutspender nieht

Beschäftigter irgendeinés Unternennens'geüesen ist und aüch nicht

wie ein solcher Beschäftigter für ein Unternehmen tätig war - die

Versicherung als Blütepénder nach 5 539 Abs 1 Nr 10 EVOsetztug

weder eine Beschäftigung noch
eine selbständige Tätigkeit voraus'

(Lauterbach, Watermann} Gesetzliche Unfallversicherung, 3; Aufl

5 539 Anm 108 Buchst c) -, ist die Beklagte der endgültig ver-

pflichtete Träger der Unfallversicherung.

Die Revision der Beklagten mußte daher zurückgewiesen werden.
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Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 Abs " SGS. Eine Kosten-

erstattung an den Beigeladenen kommt nicht in Betracht, da er im

Revisionsverfahren nicht vertreten ist.
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